Drucksache 7/1700 

15. 02. 74 

Fragen 

für die Fragestunden 

der Sitzungen des Deutschen Bundestages 

am Mittwoch, dem 20. Februar 1974 
am Donnerstag, dem 21. Februar 1974 


Seite 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 19 

Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Auswärtigen 20 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 3, 24 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 2 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 5, 24 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 1 1, 24 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 8, 26 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung . 12, 26 *) 

Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Verteidigung 14, 27 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit 14, 28*) 

Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 9, 28 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 2, 31 *) 

Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 15 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Forsdiung und Tedmologie 

und für das Post- und Fernmelde wesen 17, 31 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 18, 32*) 
Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für wirtsdiaftlidie Zusammen- 
arbeit 2 


Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


•j Schriftliche Fragen gemäß JV. der Richtlinien 


Buchdmckerel Peter Meier. 5205 St. Augustin 1 - Buisdorf, Tel. (02241) *61071 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 

Postfach 821, Goethestraße 66. Tel. (02221) 363551 



Drucksache 7/1700 Deutsdier Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 

Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

Welche Möglichkeiten isfieht die Bundesregie- 
rung, denjenigen Mietern 23u helfen, die idiurdi 
die derzeit geltenden Zinssätze im objekt- 
gebundenen finanzierten sozialen Wohnungs- 
bau erhebliche Mietsteigeruingen tragen müs- 
sen? 

Ist die Bundesregierung bereit, in Anbetracht 
der nicht vorhersehbaren extremen Preisstei- 
gerungen für bestimmte Baustoffe von ihrer 
bisherigen Praxis bei öffentlichen Aufträgen 
abzugehen und den betroffenen Finnen bei 
Nachweis der Mehrkosten eine Nachvergütung 
zu gewähren, auch wenn keine Stoffpreisgleit- 
klauseln vereinbart worden siind? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

3. Abgeordneter Ist es zutreffend, daß durch idas Bundesmini- 
Spranger sterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit der 

(CDU/CSU) militanten Terroristenorganisation SWAPO 

eine halbe Million DM zur Verfügung gestellt 
wird, und ist der Bundesregierung bekannt, 
daß mit diesen Geldern Waffen aus dem Ost- 
block angekauft werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

4. Abgeordneter Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
Spranger rung über das Verhältnis der verursachten 

(CDU/CSU) Schäden zu den Strafen vor, zu denen Wirt- 

schaftsstraftäter verurteilt werden, und welche 
Schlußfolgerungen sind aus diesen Erkennt- 
nissen für die Strafrahmen in den Wirtschafts- 
strafgesetzen zu ziehen, empfiehlt sich insbe- 
sondere eine Staffelung im Verhältnis zu den 
verursachten Schäden? 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür zu sor- 
gen, daß bed der Beredinung der Gebühren für 
die notarielle Beurkundung eines Grundstücks- 
kaufvertrags die erhebliche finanzielle Bela- 
stung, wie sie sich aus der geltenden Fassung 
der Kostenverordnung (§ 19 Abs. 2) ergibt, 
beseitigt wird, indem statt nach einem höheren 
Wert, oftmals bis zum Verkehrswert, wieder 
nach dem Einheitswert der Grundstücke die 
Berechnung vargenommen wird? 




1. Abgeordneter 

Dr. Sperling 
(SPD) 
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6. Abgeordneter 
Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter 

Dr. Hupka 
(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 

Dr. Abelein 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung mitteilen, meväel 
Fluchthelferprozesse seit Inkrafttreten des 
Transitabkommens in der DDR geführt, wie 
viele Fluchthelfer verurteilt worden sind und 
wie hoch das bisher ausfgespro ebene Strafmaß 
im Durchschnitt pro Verurteiltem gewesen ist? 

Welchen Rechtsschutz konnte und kann den 
wegen Fluchthilfe angeklagten und verurteil- 
ten Staats angeh origen der Bundesrepublik 
Deutschland seitens der Bundesregierung er- 
wirkt werden, und wie gedenkt die Bundes- 
regierung in Zukunft zum Schutz der Betroffe- 
nen tätig zu werden? 

Welche Möglichkeiten bestehen nach dem bis- 
herigen Abschnitt der Ost- und Deutschland- 
politik der Bundesregierung, von der Sonder- 
minister Bahr in seinem Artikel in der Zeit- 
schrift „Die Zeit" vom Dezember 1973 unter 
der Überschrift „Bilanz der Ostpolitik", sagte, 
„Die Koalition hat geschafft, was sie sich vor- 
genommen hat", hinsichtlich des Rechtsschut- 
zes für Deutsche in der DDR, in osteuropäi- 
schen Staaten und in der Sowjetunion? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


9. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


10. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 
Urbaniak 


(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesjustdzminister ent- 
sprechend einem Beschluß der 42. Justizmini- 
sterkonferenz am 29./30. Oktober 1973 dem 
Bundeszusammenschluß der Bewährungshel- 
ferverbände zugesagt hat, für eine Regelung 
im Sinne einer Einstufung der Sozialarbeiter 
die Besoldungsgruppen All bis A 13 einzu- 
treten, und hat diese Haltung des Bimdesjustiz- 
ministers dazu geführt, daß die Bundesregie- 
rung eine entsprechende Regelung für die 
Sozialarbeiter oder für alle Fachhochschulab- 
solventen im 2. Besoldungsvereinheitlichungs- 
und -neuregelungsgesetz oder in der entspre- 
chenden Rechtsverordnung beabsichtigt? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Nord- 
rhein-Westfalen die Laufbahn der Bewäh- 
rungshelfer nicht, wie bundesrechtlich zulässig 
und inzwischen in allen anderen Ländern üb- 
lich, von der Besoldungsgruppe A9 bis A 12 
oder A 13 führt, sondern sie mit der Besol- 
dungsgruppe All enden läßt, und hält die 
Bundesiregierung dies mit dem Ziel einer ein- 
heitlichen Aufgabenbewertung im Bundesge- 
biet für vereinbar? 

Hat die Bundesregierung den aufenthaltsrecht- 
lichen Status für ausländische Arbeitnehmer 
entsprechend der Ankündigung im Aktions- 
programm für ausländische Arbeitnehmer vom 
6. Juni 1973 inzwischen durch Verwaltungs, Vor- 
schriften neu geregelt? 
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12. Abgeordneter 

Urbaniak 

(SPD) 

13. Abgeordneter 
Meinike 
(Oberhausen) 
(SPD) 


14. Abgeordneter 

Breidbach 


(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 
Breidbach 


(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Geisenhofer 


(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 
Zoglmann 
(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 

19. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung Auskunft über den 
materiellen Inhalt der neuen Verwaltungsvor- 
schriften geben? 

Hält die Bimdesregierung es mit den Bestim- 
mungen des Parteiengesetzes, iinsbesondere 
mit § 25, für vereinbar, daß anzeigepflichtige 
Spenden an Parteien nur in ihrer Höhe nicht 
aber unter Angabe des Spenders öffentlich 
bekanntgegeben werden, und wird sie gege- 
benenfalls die Notwendigkeit der Angabe des 
Spenders durch ©ine Novellierung des Par- 
teiengeseitzes sicherstellen? 

Ist es richtig, daß fünf Journalisten unter Bei- 
fügung von eidesstattlichen Erklärungen dem 
Direktor der Bundeszentrale für politische Bil- 
dung, Franklin Schultheiß, vorwerfen, zur Ab- 
wendung einer Dienst auf Sichtsbeschwerde die 
Unwahrheit gesagt zu haben, und welche 
Konsequenzen hat der Bundesinn enminiister 
daraus gezogen? 

Trifft es zu, daß Direktor Franklin Schultheiß 
das Hausherrenrecht so auslegt, wonach er 
jederzeit jedem Menschen ins Wort fallen 
könne, weil er als Direktor wichtigere Dinge 
zu sagen habe als jeder andere jeweilis Ab- 
wesende, und daß er dann, wenn sich Personen 
gegen sein Auftreten, auf Grund der ihm ge- 
gebenen Macht jederzeit mit einem Federstrich 
alles (d. h. Projekte zwischen Vertragspart- 
nern und der Bundeszentrale) zunichten ma- 
chen könne, und steht der Bundesinnenminister 
hinter dieser Auslegung? 

In wieviel Fällen wurden — aufgegliedert 
nach Geschäftsbereichen — Arbeitern und An- 
gestellten des unmittelbaren Bundesdienstes 
wegen Beteiligung am Streik oder wegen 
Arbeitsausfalls infolge des Streiks Löhne bzw. 
Gehälter gekürzt, und um welche Summen 
handelt es sich dabei? 

Ist der Bundesregierung die statistisch genaue 
Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland 
lebenden Ausländer bekannt, wie und wo wird 
diese erhoben und veröffentlicht? 

Wann wird die Bundesregierung dem Verfas- 
sungsauftrag des Artikels 29 des Grundgeset- 
zes nachkommen und einen Gesetzentwurf zur 
Frage der LänderneugMederung vorlegen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die grund- 
sätzlich Zuges agte und im Entwurf des Zweiten 
Gesetzes zur Vereinheitlichung und Neurege- 
lung des Besoldungsrechts in Bund und Län- 
dern vorgesehene Lösung der Technikerbesol- 
dung aus dem Entwurf dieses Gesetzes auszu- 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1700 


gliedern und mit dem Dritten Bunidasbesol- 
dungserhöhungsgesetz zu verbinden, um zu 
gewährleisten, diaß die vorgesehene Techni- 
kerbesoldung tatsächlich zum 1. Januar 1974 in 
Kraft treten kann? 


20. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Anslicht von 
Bund es außenmini Star Scheel zu, daß bisher 
die verfassungs, gemäße Außenvertretung des 
Bundes durch den Bundespräsidenten nicht 
wirklich ausgeschöpft worden ist und daß der 
Bundespräsident zukünftig hin „auf Riiichtung 
und Rhythmus der außenpolitischen Salbstbe- 
stimmung" einen stärkeren Einfluß mehmen 
soll? 


21. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


Sind Presseberichte zutreffend, daß Streikende 
des öffentlichen Dienstes, insbesondere bei 
der Bundespost, wegen technischer Schwierig- 
keiten für die Streiktage in den vollen Genuß 
ihrer Bezüge kommen, obwohl sie gieichziedtig 
Streikgelder erhalten? 


22. Abgeordneter Wie viele Ausländer gibt es in der Bunidesre- 
Niegel publik Deutscbland, und wie viele sind Gast- 

(CDU/CSU) arbeiter, Familienangehörige und Studenten? 


23. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Vorsorge dafür ge- 
troffen, daß die innere Sicherheit der Bundes- 
republik Deutscbland und ihrer Bürger durch 
die aus Chile aufgenommenen Südamerikainer 
nicht gefährdet wird? 


24. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


Sind die in die Bundesrepublik Deutschland 
aufgenommenen Südamerikaner aus Chile be- 
lehrt worden oder werden sie noch belehrt, 
daß sie gemäß Artikel 16 Abs. 2 in Verbin- 
dung mit Artikel 18 GG mit der Verwirkung 
des Asylrechts rechnen müssen, wenn sie sich 
an verfassungs feindlichen oder anderen die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland ge- 
fährdenden Bestrebungen beteiligen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


25. Abgeordneter Wird die Bundesregierung der Absicht zahl- 
Buschfort reicher Vers ich erungsunternehmen und Ver- 

(SPD) bände der Versicherungswirtschaft entgegen- 

treten, sich vom Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungswesen Prämienanpassungs klau- 
sein genehmigen zu lassen, die eine automa- 
tische Steigerung der Versicherungsbeiträge 
gemäß der Erhöhung von Preisindices bewir- 
ken würde? 
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26. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 
Immer 
(SPD) 


28. Abgeordnete 
Frau Dr. Riedel- 
Martiny 
(SPD) 

29. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 

(FDP) 


30. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Brück 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im MinjLsterrat 
der Europäischen Gemeinschatt für die Schaf- 
fung einer europäischen Rechnungseinheit mlit 
erweiterten Funktionen einautreten und durch 
Beschlüsse über die Vergemeinschaftung der 
Reserven ein verstärktes gemeinschaftliches 
Kreditsystem zu schaffen, um damit einen ent- 
scheidenden Schritt 23ur Verwirklichung der 
Wirtschafts- und Währungsunion zu tun? 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um die auf das Automobil 
angewiesenen Berufspendler, die durch die 
starke Benzinpreiserhöhung übermäßig be- 
lastet werden, so zu entlasten, daß das ischon 
normalerweise vorhandene Mindereinkommen 
nicht noch weiter abgesenkt wird? 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus der Kritik an der Konditionenge- 
staltung der Kreditinstitute durch das Bundes- 
aufsichtsamt für das Kreditwesen ziehen? 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten und 
gegebenenfalls welche, aus der massiven Kri- 
tik des Präsidenten des Bundesausgleichsamts 
für das Kreditwesen, Dürre, an der Konditions- 
gestaltung der Krediitinstitute Konsequenzen 
zu ziehen und damit Maßnahmen zu treffen, 
die die fünf gravierenden Vorwürfe, unge- 
rechtfertigte Erhöhung der Kreditkosten wäh- 
rend ider Laufzeit von Ratenkrediten, sitten- 
widrige Behandlung bei vorzeitiger Schulden- 
tilgung, Zusammenarbeit miit Personen und 
Firmen zweifelhaften Geschäftsgebahrens, in- 
Rechnung-Stellung überhöhter Beträge bei 
Erstschuld- Versicherungen und unseriöse Blan- 
kounterzeichnung durch Kunden ausräumen 
können? 


Wie beurteilt die Bundesregierung den von 
verschiedenen Seiten gemachten Vorschlag, die 
am 1. Juli 1973 vorgenommene Erhöhung der 
Mineralölsteuer um 5 Pfennig pro Liter Benzin, 
die den Preis für den Endverbraucher ein- 
schließlich Mehrwertsteuer um 5,6 Pfennig 
erhöhte, wieder rückgängig zu machen, um 
damit einen Beitrag zur Kostenentlastung des 
Autofahrers und zur Erhaltung der Preisstabili- 
tät im Bereich der Energieversorgung zu lei- 
sten? 

Ist die Bundesregierung bereit, den § 82 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 
so zu ändern, daß Aufwendungen zur Wärme- 
isolierung von Altbauten im Interesse der 
Energieerspiarnis und des Umweltschutzes als 
steuerbegünstigter Herstellungsaufwand von 
der Steuer .abgesetzt werden können? 
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32. Abgeordneter 
Hödierl 
(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 
Stücklen 
(CDU/CSU) 


34. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 
(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

RÖhner 


(CDU/CSU) 


36. Abgeordnete 
Frau Dr. Riedeh 
Martiny 
(SPD) 


Wie hoch 'Sind die zusätzlichen Mehrwert- 
steuereinnahmen für ein Jahr bei einer Preis- 
erhöhung um jeweils 1 Pfennig je Liter für 
Benzin (Vergaserkraftstoff), Dieselkraftstoff 
und leichtes Heizöl, wenn man den Verbrauch 
an diesen Mineralölprodukten im Jahr 1973 
zugrunde legt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die ungerechte 
gew'erbesteuerliche Behandlung der Ehegatten- 
gehälter so zu regeln, daß Ehegattengehälter 
bei Gütergemeinschaft ebenso steuerlich be- 
handelt werden wie im Fall der Gütertren- 
nung? 

Trifft es zu, daß Paßbehörden Bürgern, die 
in einem auf dem Gebiet der „DDR" gelege- 
nen Ort geboren sind, diesen Ort mit dem 
Zusatz DDR in Klammern in ihre Pässe ein- 
setzen, un!d was unternimmt die 'Bundesregie- 
rung gegebenenfalls 'gegen diese im Wider- 
spruch zum Grundvertragsurteil des Bundes- 
verfassungsgerichts stehende Praxiis? 

Sieht die Bundesregierung Möiglichkeiten, frü- 
here Versprechungen zur Verbesserung der 
Kilometerpauschale nunmehr zu erwägen, 
nachdem die Belastung der Autofahrer durch 
gestiegene Brennstoffkosten, erhöhte Mineral- 
ölsteuer und sonstige Kostensteigerungen, wie 
Versicherungsprämien, seit 1969 erheblich an- 
gewachsen ist? 

Hält die Bundesregierung angesichts der viel- 
fältiigen und oft bestätigten Mißstände die 
gesetzlichen Regelungen zum Schutze des Ver- 
brauchers auf dem Gebiet des Bank- und Kre- 
ditwesens für ausreichend? 


37. Abgeordneter Welche Auffassung vertritt die Bundesregie- 
Schröder rung zu der Frage, ob die bei Besuchs reisen 

(Wilhelminenhof) in die DDR dem Zwangsumtausch unterliegen- 
(CDU/CSU) den Beträge als außergewöhnliche Belastung 

im Sinne des Einkommensteuergesetzes aner- 
kannt werden können, und ist die Bundesre- 
gierung gegebenenfalls bereit, für diese 
Zwangsumtauschbeträge noch im Rahmen des 
Zweiten Steueränderungsgesetzes 1973 stenaer- 
liche Erleichterungen vorzusehen? 


38. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
insbesondere mf ttelständische Kreise den Kon- 
junkturzuschlag zur Einkommen-, Lohn- und 
Körperschaftsteuer von den Finanzämtern nicht 
abgerufen haben, und ist die Bundesregierung 
der Meinung, daß der bisher nicht abgerufene 
Restbetrag aus dem stillgelegten Aufkommen 
des Konjunkturzuschlags, der auf den Bund 
entfällt, für die Belange sozial- und förde- 
rungsbedürftiger Personen verwendet werden 
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sollte, und rechnet äie zju diesem Personen- 
kreis die Antragsteller auf Unterstützung zur 
Nachentrichtung von Rentenversiicherungsan- 
trägen durch die in Artikel 3 des Rentenre- 
formgesetzes vom 16. Oktober 1972 (BGBl. I 
S. 1965) errichtete Stiftung für die Alterssiche- 
rung älterer Selbständiger? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 


39. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


40. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


42. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung mit den Zielen 
ihrer Umweltschutzpolitik für vereinbar, daß 
die Träger anerkannter Naturparks, vor allem 
in Norddeutschland, darüber Klage führen, 
daß ihnen die in früheren Jahren gewährten 
Unterhaltszuschüs&e des Bundes ab 1972 nicht 
mehr zufließen? 

Iist der Bundesregierung bekannt, daß die er- 
neute MjilchpreiserhöhiUng besonders junge 
und kinderreiche Familien belastet, die unter 
'der allgemeinen Teuerung ohnehin lam .stärk- 
sten zu leiden haben, ohne daß es für diese 
Familien eine Möglichkeit gibt, auf Ensatz- 
produkte auszuweichen, und ist die Bundes- 
regierung bereit, einen Ausgleich zwischen der 
steigenden Belastung bei jungen und kinder- 
reichen Familien einerseits und der Koisten- 
steigerung in der deutschen Landwirtschaft an- 
dererseits entweder durch eine Entlastung 
kinderreicher Familien oder durch eine Ent- 
lastung der Milcherzeuger herbeizuführen, und 
gibt es dazu gegebenenfalls konkrete Über- 
legungen? 

Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, den 
überwiegenden Teil der in Aussicht genom- 
menen Summe des Währungsausgleichs für die 
Landwirtschaft — • abgesehen von den Finanz- 
hilfen für spezialisierte Gärtnereibetriebe und 
die Küstenfischerei — nicht nach dem Flächen- 
system an die Betriebe zu verteilen, sondern 
zur Entlastung insbesondere der Kleinbetriebe 
auf die Landwirtschaftliiche Unfall- und Kran- 
kenversicherung zu übertragen? 

Wie wirkt sich die Abwertung vom französi- 
schen Franc und italienischer Lire auf den 
deutschen Konserven- und Obstmarkt aus an- 
gesichts der Tatsache, daß Äpfel in der EG in 
großen Mengen interveniert werden? 

In welcher Weise würde die Bundesregierung 
reagieren, wenn, wie aus Presseberichten zu 
entnehmen, Italien Fleisch rationieren isoillte, 
und wie würde siich die EG -Marktordnung in 
einem solchen Fall auswirken? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


44. Abgeordneter 

Walther 


(SPD) 


45. Abgeordneter 
Walther 


(SPD) 


46. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Wolfram 


(SPD) 


48. Abgeordneter 
Straßmeir 


(CDU/CSU) 


49, Abgeordneter 
Dr. Blüm 


(CDU/CSU) 


Trifft es ziu, daß die Deutsche Bundesbahn den 
Neubau ‘der Schnellbahnstrecke Hannover — 
Kassel — Gemünden begonnen hat, ohne daß 
die für eine umweltfreundliche Planung erfor- 
derlichen Lärmbelästigungswerte ermittelt 
wurden? 

Trifft es zu, daß durch Bestimmungen des Per- 
sonenbeförderungsges.etzes die in einigen Bun- 
desländern, z. B. im Land Hessen, eingesetzten 
Schulbusse daran gehindert werden, lauch an- 
dere Personen als Schüler auch dann nicht 
mitzunehmen, wenn solche Busse nicht aus- 
gelastet sind, und welche Möglichkeit sieht 
zutreffendenfalls die Bundesregierung, durch 
Änderung des genannten Gesetzes solche Mög- 
lichkeiten zu eröffnen? 

Muß aus der kürzlich von einem Beamten ver- 
öffentlichten Investitionsplanung für den Nord- 
Ostsee-Kanal geschlossen werden, daß die 
Bundesregierung auf eine umfassende Vertie- 
fung und Erweiterung des Kanals verzichtet, 
obwohl der Schiffsverkehr auf der Ostsee ins- 
besondere für Massengut zunehmend auf 
Schliffsgrößen übergeht, für die der Nord-Ost- 
see-Kanal zu klein geworden ist, und wenn 
nein, wann und auf Grund welcher Unterlagen 
ist mit einer entsprechenden Entscheidung zu 
rechnen? 

W'ie beurteilt die Bundesregierung däe dn der 
Zeitschrift „ADAC Motorwelt" Nr. 2 vom 
4. Februar 1974 veröffentlichten Testergeb- 
nissen, wonach die hohen Autobahnbordsteine 
tödliche Fallen sind, und welche Konsequen- 
zen gedenkt sie daraus zu ziehen? 

Treffen Meldungen der Wirtschaftswoche vom 
18. und 25. Januar 1974 zu, daß der Parlamen- 
tarische Staatssekretär im Bundesverkehrs- 
ministerium den sogenannten Salonwagen der 
Deutschen Bundesbahn mehrfach für die Wo- 
chenendheimreise von Bonn nach Stuttgart 
kostenfrei benutzt hat, und wenn ja, ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß die Be- 
nutzung des Salonwagens der Deutschen Bun- 
desbahn im Interesse einer sparsamen Haus- 
haltsführung liegt? 

Trifft es zu, daß der Parlamentarische Staats- 
sekretär des Bundesministers für Verkehr, 
Ernst Haar, sich am 5. oder 6. Dezember 1973, 
am 21. Dezember 1973 und am 12. Januar 1974 
in einem Salonwagen, der jeweils einem Inter- 
cityzug angehängt wurde, nach Stuttgart 
transportieren ließ, und wenn ja, wurden die 
Kosten dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Haar in Rechnung gestellt? 
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50. Abgeordneter 

Dr. Zimmermann 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisdi 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 


52. Abgeordneter 
Sdiulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 

53. Abgeordneter 
Baier 

(CDU/CSU) 


54. Abgeordneter 
Milz 

(CDU/CSU) 


55. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


56. Abgeordneter 
Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß der Parlamentarische Staats- 
sekretär Haar kürzlich in Bonn an den fahr- 
planmäßigen Intercity-Zug nach Stuttgart den 
ehemaligen Salonwagen Hermann Görings an- 
hängen ließ, und beabsichtigt die Bundiesre- 
gierung, zur Wahrunig der Chancengleichheit 
bei 17 Bundesministern und 46 Staatssekre- 
tären weitere 62 Salonwagen vom Typ „Her- 
mann Göring" anzuschaffen, wenn ja, wie hoch 
würden sich dafür die zu veranschlagenden 
Kosten beilaufen? 


Ist aus der Tatsache, daß das verkehrspoliti- 
sche Programm von Bundesverkehrsminister 
Dr. Lauritzen mit dem Titel „der Mensch hat 
Vorfahrt" seit Juni 1973 der Öffentlichkeit 
vorJiegt, aber vom Biundeskabinett bisher nicht 
beschlossen wurde, zu entnehmen, daß es ein 
verbindliches verkehrspolitisches Gesamtkon- 
zept der Bundesregierung nicht gibt? 


Welches sind die Gründe dafür, daß im Gegen- 
satz au politisch verbindlichen Programmen 
anderer Ressorts über das Programm des Bun- 
desverkehrsmin\isters bisher kein Kabinetts- 
beschluß herbeigeführt worden ist? 


Mit welcher Auflage, welchem Verteiler, für 
welche Kosten und miit welcher Absicht hat der 
Bundesverkehrsminister die Aufklabeschilder 
„Nr. Sicher — Keinen in der Krone" heraus- 
gegeben? 


ln welcher Weise gedenkt die Bundesregie- 
rung, die Wettbewerbsfähigkeit von deutschen 
Transportunternehmen zu erhalten und zu ver- 
bessern? 


Wären die Meldungen über Verletzungen des 
Transitabkommens durch die DDR-Behörden 
auch dann der Öffentlichkeit in der gleddien 
Weise wie durch das Bayerische Innenministe- 
rium bekanntgemacht worden, wenn sich diese 
Verletzungen auf den anderen Transitstrecken 
ereignet hätten? 


Warum wurden der Öffentlichkeit und dem 
Parlament die Verletzungen des Transitab- 
kommens durch die DDR, die vor dem 26. Ja- 
nuar 1974 stattfanden, nicht bekanntgegeben, 
obwohl nach Aussage von BundesminLster 
Genscher (vgl. „Berliner Morgenpost" vom 
10. Februar 1974) Meldungen von Bundes- 
grenzschutzstellen Vorlagen, denen zufolge 
bereits vor dem 26. Januar 1974 wiederholt 
vertragswidrige Kontrollen auf der Strecke 
Berlin — Eisenach — ^Herleshausen stattgefunden 
haben? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


57. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Neumeister 


(CDU/CSU) 


58. Abgeordneter 

Dr. Slotta 

(SPD) 


59. Abgeordneter 

Dr. Stark 

(Nürtingen) 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 
Gansei 


(SPD) 


61. Abgeordneter 
Schinzel 


(SPD) 


62. Abgeordneter 
Schinzel 


(SPD) 


63. Abgeordneter 
Seiters 


(CDU/CSU) 


Was halt die Bundesregierung von der Auf- 
fassung der Vereinigung „Pro virtute", daß 
die in der deutschen Fremdenverkehrswirt- 
schaft angebotenen Preisnachlässe und Sonder- 
vergünstigungen (z. B. Gewährung eines ko- 
stenfreien Tags bei einwöchigem Pauschalur- 
laub außerhalb der Saison) gegen das Rabatt- 
gesetz verstoßen? 

Ist eine Meldung der Frankfurter Rundschau 
vom 13. Februar 1974 zutreffend, daß die 
Nettogewinne der sieben größten international 
tätigen Ölkonzerne in den ersten neun Mona- 
ten des Jahrs 1973 um zusammen 69,9®/o auf 
5,710 Milliarden US-Dollar gestiegen sind, wo- 
bei die weitaus höchste Zuwachsrate im Ver- 
gleich zur entsprechenden Vorjahreszeit BP 
mit einer Steigerung von 416, iVo verzeichnete, 
und wie ist diese übermäßige Gewinnmaxi- 
mierung zu erklären? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß staat- 
liche Baufirmen aus Ländern des Ostblocks 
nach wie vor jedes Angebot deutscher Bau- 
firmen auf Grund staatlich subventionierter 
Preise und Löhne unterbieten können, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Arbeitsplätze und die Lebensfähigkeit der 
deutschen Baufirmen vor allem im mittelstän- 
dischen Bereich, welche auch durch die wett- 
bewerbswidrigen Angebote der Osthandels- 
länder gefährdet sind, zu sichern? 

Bei welcher Preissteigerungs- und Gewinnrate 
wird die Bundesregierung Überlegungen zur 
Offenlegung von Kalkulationsunterlagen der 
Mineralöl Wirtschaft anstellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung, daß die Versorgung der Bevölkerung 
mit Energie eine Aufgabe ist, die in den Be- 
reich der öffentlichen Daseinsvorsorge gehört 
und damit nicht von den Gewinninteressen 
multinationaler Konzerne abhängig sein dnrf? 

Welche ordnungspolitischen Maßnahmen sind 
nach Auffasung der Bundesregierung geeignet, 
um unerwünschten Einflüssen multinationaler 
Konzerne auf die Energieversorgung wirksam 
begegnen zu können? 

Wie hoch ist die Mehrbelastung durch die Ver- 
teuerung von mineralölabhängigen Bau- und 
Bauhilfsstoffen, die den Bauunternehmen bei 
der Abwicklung von ihnen im Jahr 1973 abge- 
schlossenen Bauverträgen, die keine Gleit- 
klausel für Baustoffe und Bauhilfsstoffe ent- 
halten, entstehen? 
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64. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 

65. Abgeordneter 
Tillmann 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 
Tiilmann 
(CDU/CSU) 


Werden durch die Mehrbelastung Tiefbauun- 
ternehmen in ihrer Existenz und dadurch 
gleichzeitig Arbeitsplätze gefährdet? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich bei 
der Zusammenlegung von Gemeinden für die 
Halter von Kraftfahrzeugen Änderungen er- 
geben, die zu einer Höhereinstufung im Haft- 
pflichttarif führen, und sieht idie Bundesregie- 
rung idarin nicht eine ungerechtfertigte Benach- 
teiligung der Autobesitzer angesichts der Tat- 
sache, daß sich an den tatsächlichen Verkehrs- 
verhältnissen in einer solchen neugebildeten 
Gemeinde nichts ändert? 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit 
oder hat sie bereits geeignete Maßnahmen 
ergriffen, eine Benachteiligung des Kraftfah- 
rers in diesen Fällen zu verhindern? 


67. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(München) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
ergriffen lum sicherzustellen, daß zukünftig 
keine Genehmigungen für Kreditgewährungen 
an Ostblockstaaten erteilt werden, wenn sich 
aus dem Ziel der Kreditgewährung die Gefähr- 
dung von Arbeitsplätzen in der Bundesrepu- 
bliik Deutschland ergibt? 


68. Abgeordneter 
Dr. Warnke 
(CDU/CSU) 


Welche Bundesbehörde war verantwortlich für 
die Genehmigung der Bereitstellung von Kre- 
diten in Höhe von 20 Milliionen DM durch die 
Bank für Gemeinwirtschaft zur Finanzierung 
der Errichtung eines Porzellanwerkes in Ilmen- 
au (DDR)? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


69. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung entsprechend ihrer 
auf meine Frage vom 16. Januar 1974 darge- 
legten Grundhaltung darauf hinwirken, daß 
SchweTbehindertenausweise der „DDR" -Be- 
wohner in den Öffentlichen Verkehrsmitteln 
des Bundes anerkannt werden, um auf diese 
Weise den Ländern ein Beispiel zu geben mit 
dem Ziel, daß auch auf den Nahverkehrsmit- 
teln in den Gemeinden die Schwerbeschädig- 
tenausweise von „DDR" -Bewohnern ohne auf- 
wendige Prüfung der Anspruchsvoraussetzun- 
gen die Vergünstigungsvoraussetzung erfül- 
len? 


70. Abgeordneter 
Schmidt 
(Kempten) 
(FDP) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß das Problem, daß auf Grund der Erhöhun- 
gen der Beitragsbemessungsgrenzen in den 
gesetzlichen Rentenversicherungen fortlaufend 
Beitragsklassen wegfallen, durch den Über- 
gang auf eine stufenlose Berechnungsweise 
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der Beiträge gelÖfSt werden sollte, und ist sie 
bereit, möglichst bald von der ihr durch das 
Rentenreformgesetz erteilten Ermächtigung 
Gebrauch zu machen, eine solche Berechnungs- 
weise statt der Beitragsberechnung nach Bei- 
tragsklassen vorzusehen? 


71. Abgeordneter 
Lenders 


(SPD) 


Trifft es zu, daß von den Unternehmen der 
Wirtschaft ein Zeugniscode zur Ver- und Ent- 
schlüsselung von Leistungsbeurteilungen in 
Arbeitszeugnissen angewendet wiird, obwohl 
^dieser den Arbeitnehmer durch Merkmale 
beurteilt, die aus dem Wortlaut für ihn selbst 
nicht ersichtlich sind, und welche Maßnahmen 
gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
zu ergreifen, um diese die Persönlichkeits- 
rechte der Arbeitnehmer nachteilig berührende 
Praxis zu unterbinden? 


72. Abgeordneter Inwieweit ist die Bundesregierung bereit, pa- 
Dr. Slotta rallel zu der Anhebung der Höchst- und Frei- 

(SPD) betrage beim Bundesausbildungsförderungsge- 

setz auch die Sätze der Freibeträge der Berufs- 
ausbildungsbeihilfen für Lehrlinge im Rahmen 
des Arbeitsförderungsgesetzes zu erhöhen? 


73. Abgeordneter Welche Mehrausgaben an Arbeitslosengeld 
Ziegler und Arbeitslosenhilfe sind der Bundesanstalt 

(CDU/CSU) für Arbeit infolge der Arbeitskampfmaßnah- 

men im öffentlichen Dienst entstanden? 


74. Abgeordneter 
Dr. Sperling 
(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß 
Landwirte auch dann von der Gewährung der 
Landabgaberente ausgeschlossen sind, wenn 
ihr Betrieb die nach den gesetzlichen Grund- 
lagen mögliche, regional differenzierte Min- 
desthöhe (§ 1 Abs. 4 GAL) nur deshalb gering- 
fügig überschreitet, weil dies zur Sicherung 
der Existenzgrundlage dringend erforderlich 
war und deshalb Land zugepachtet wurde, das 
;in anderer Parzellierung nicht zur Verfügung 
stand, und wie will die Bundesregierung ge- 
währleisten, daß in solchen Fällen eine ange- 
messene Prüfung des Einzelfalls möglich wird? 


75. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie hoch 
die durchschnittlichen Zuschüsse des Bundes 
für die Krankenversicherung eines landwirt- 
schaftlichen Altenteilers sind, und beabsichtigt 
die Bundesregierung für den Fall, daß diese 
Zuschüsse wesentlich höher sind als die durch- 
schnittlichen Beiträge der Rentenversiche- 
rungsträger für die pflichtkrankenversicherten 
Rentner, die Beitragszuschüsse für privatkran- 
kenversicherte Altenteiler entsprechend nach 
oben anzupassen? 
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76. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, daß die aus Chile in 
diie Bundesrepublik Deutschland aufgenomme- 
nen Personen nicht wie die deutschen Ums,ied- 
ler aus den Ostblockstaaten während des Auf- 
enthalts im Lager Friedland ein tägliches Ta- 
schengeld von 3 DM, sondern Arbeitslosen- 
unterstützung unter Zugrundelegung von deut- 
schen Fadiarbeiteriöhnen erhalten? 


77. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Wird die gewährte Unterkunft und Verpfle- 
gung bei den aus Chile aufgenommenen Per- 
sonen in Rechnung gestellt oder zusätzlich zur 
Arbeitslosenunterstützung kostenlos gewährt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


78. Abgeordneter 
Reiser 


(SPD) 


79. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


81. Abgeordneter 
Walkhoff 
(SPD) 


Welchen Sinn sieht die Bundesregierung in 
der Teilnahme von Bundeswehrangehörigen 
an Experimenten der Hamburger Universität, 
bei denen das Verhalten von Menschen in 
Paniksituationen getestet werden soll? 

Treffen Pressemeldungen zu, das Heeresin- 
standsetzungsbataillon in St. Wendel und das 
Heeresfernmeldewerk in Bad Bergzabern wür- 
de bestreikt, so daß die Bundeswehr nicht 
mehr mit Nachrichtengerät beliefert werde, 
und welche Schlußfolgerungen zieht — beja- 
hendenfalls — die Bundesregierung daraus? 

Wieviel Selbstverstümmelungen von Bundes- 
wehrsoldaten, die als Kriegsdienstverweigerer 
nicht anerkannt wurden bzw. vor Abschluß 
ihres Anerkennungsverfahrens Dienst mit der 
Waffe leisten mußten, sind seit 1969 vorge- 
kommen? 

Ist die Bundesregierung gewillt, zukünftig auf 
die Begrenzung der Freistellung von Wehr- 
pflichtigen, die sich gemäß § 8 Abs. 2 des 
Katastrophenschutzgesetzes für mindestens 
zehn Jahre zum Katastrophenschutzdienst ver- 
pflichten, zu verzichten, falls bei den Gemein- 
den ein Bedarf besteht, der über die von der 
Bundesregierung festgelegte Höchstzahl hin- 
ausgeht? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


82. Abgeordneter 
Jaunich 


(SPD) 


Verfügt die Bundesregierung über wissen- 
schaftlich funjdierte Erkenntnisse über die Wir- 
kung von Flourzusätzen in Trinkwasser zur 
Kariesverhütung? 
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83. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


84. Abgeordneter 
Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein- 
Hohenstein 
(CDU/CSU) 


85. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


86. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


87. Abgeordneter 
Balz 


(SPD) 


88. Abgeordneter 
Dr. Enders 

(SPD) 


Aus welchen Gründen ist der in § 7 Abs. 4 
des Krankenhausfinanzierunigsgesetzes vorge- 
sehene Beirat, der dem Ausschuß für Fragen 
der wirtschaftlichen Sicherung der Kranken- 
häuser zur Seite stehen soll, noch nicht gebil- 
det worden, obwohl das Krankenhausfinanzie- 
mingsgesetz bereits am 29. Juni 1972 dn Kraft 
getreten ist? 

Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß eine baldige Konstituierung dazu bei- 
tragen könnte, die erhebliche Unruhe und Un- 
sicherheit unter den Krankenhausträgem hin- 
sichtlich der Durchführung der Bundespflege- 
satzverordjiung abzubauen? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Mittel für 
internationale Jiugendbegegnungen in dem 
Maße zu erhöhen, daß den Ausführungsbe- 
stim-mungen zum 24. Bundesjugendplan auch 
in den Zuschußsätzen entsprochen werden 
kann? 

Ist es richtig, daß das Bundesministerium bei 
bilateralen Maßnahmen auch über Teile der 
zugewiesenen Ländermittel verfügt, wobei die 
Länderministerien nur unzureichend über die 
Entscheidungen der bilateralen Fachkommis- 
sion und überhaupt nicht über die bilateralen 
Besprechungen unterrichtet werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ver- 
schiedene Heizkraftwerke und Wärmeversor- 
gungsunternehmen, die als Rohstoff schweres 
Heizöl verwenden, Preissteigerungen auf ihre 
Abnehmer mit der Begründung abwälzen, daß 
auch bei schwerem Heizöl extreme Verteue- 
rungen aufgetreten sind, und sieht die Bundes- 
regierung Möglichkeiten, das Gesetz über die 
Gewährung eines einmaligen Heizölkostenzu- 
schusses auch auf die Verbraucher von schwe- 
rem Heizöl auszuweiten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung das Heil- 
mättel PoJonine, mit dem bestätigte Erfolge bei 
unheilbar Kranken erzielt wurden, dessen 
Vertrieb aber seit kurzem in der Bundesrepu- 
blik Deutschland untersagt ist, und ist die 
Bundesregierung bereit, Polonine zur Erpro- 
bung freizugeben, um Erfahrungen über die 
Zulassung als Medikament zu sammeln? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


89. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Welt vom 9. Februar 
1974 zu, die .,DDR"-Behörden hätten einem 
Abschleppunternehrner aus Bayern die Ein- 
reise in die „DDR" verweigert, obwohl er alle 
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90. Abgeordneter 

Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) 


91. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


92. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


93. Abgeordneter 
Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


94. Abgeordneter 
Kunz 
(Berlin) 
(CDU/CSU) 


üblichen Unterlagen vorweiisen konnte, und 
was hat — bejahendenfalls — die Bundesre- 
gierung gegen diesen weiteren Schritt der 
„DDR" im Rahmen ihrer Politik der Abgren- 
zung und der Nadelstiche unternommen? 

Hält die Bundesregierung es für vereinbar mit 
dem Gr und vertrag, daß die DDR-iBehörden 
Rentnern, die im Wege der normalen Pamilien- 
a US reise 'in die Bundesrepublik Deutschland 
emgereist sind, die zugesagte Angestellten- 
versicherung aus Einzel Verträgen verweigert, 
und ist die Bundesregierung gegebenenfalls 
bereit, im Rahmen ihrer Verhandlungen mit 
der Regierung der DDR, lauf die Erfüllung die- 
ser Versorgungsansprüche zu drängen? 

Treffen Pressemeldungen au, nach denen die 
DDR die sogenannte Abschußprämie für die 
Grenzsoldaten an der Demarkationslinie zur 
Bundesrepublik Deutschland auf 5000 Mark 
erhöht hat, und hält die Bundesregierung be- 
jiahendenfalls eine solche Maßnahme für ver- 
einbar mit den Verpflichtungen zu gutnach- 
barlichem Verhalten, welche auch die DDR mdt 
dem Grundlagenvertrag übernommen hat? 

Welche Initiativen hat die Bundesregiierung 
seit dem Inkrafttreten des Grundlagenvertrags 
im Juli 1973 ergriffen, um die DDR zur Aufhe- 
bung des unmenschlichen Schießbefehls an der 
Grenzlinie zur Bundesrepublik Deutschland zu 
bewegen, der nach dem Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts vom 31. Juli 1973 den Grund- 
lagenvertrag auf das schwerste verletzt, und 
welche Initiativen gedenkt sie künftig zu er- 
greifen? 

Wie verträgt sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Aufstellung und Ausbildung des 
5. Fallschirmjägerbataillons der Ministerreser- 
ve der DDR auf der Insel Rügen ln Bundes- 
wehrundformen miit dem Artikel 1 des Grund- 
vertrags, demzufolge die Bundesrepublik 
Deutschland und die DDR „normale gutnach- 
barliche Beziehungen zueinander entwickeln."? 

Ist die Bundesregierung bei allen derzeit mit 
der DDR geführten Verhandlungen über Folge- 
verträge des Grundvertrags entschlossen, dem 
Gebot des Urteils des Bundesverfassungsge- 
richts vom 31. Juli 1973 nachzukommen, „bei 
jedem Abkommen und bei jeder Vereinbarung 
mit der DDR, die ihrem Inhalt nach auf das 
Land Berlin und seine Bürger ausgedehnt 
werden können, auf der Ausdehnung von Ber- 
lin zu bestehen und nur abzuschließen, wenn 
der Reditsstand Berlins und seiner Bürger 
gegenüber dem für den Geltungsbereich des 
Grundgesetzes geltenden Rechtsstand nicht 
verkürzt wird"? 
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95. Abgeordneter Wie »ist der Sachstand in dieser Frage bei den 
Kunz genannten laufenden Verhandlungen mit der 

(Berlin) DDR? 

(CDU/CSU) 


96. Abgeordneter 
Lagershausen 
(CDU/CSU) 


Für welche Personen gilt nach Ansicht der 
Bundesregierung das Transitabkommen, und 
bestehen zu dieser Auffassung der Bundesre- 
gierung gegensätzliche Auffassungen von sei- 
ten der DDR? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


97. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 


(SPD) 


98. Abgeordneter 
Dr. Ahrens 
(SPD) 


99. Abgeordneter 
Lenzer 


(CDU/CSU) 


100. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das in der 
Fachliteratur verschiedentlich behandelte Pro- 
jekt, als weiteren Energieträger und als Roh- 
stoff für die chemische Industrie Methanol, das 
aus Naturgas hergestellt wurde, aus Übersee 
zu importieren? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, entspre- 
chende Forßchungsvorhaben zu fördern? 


Wie beurtefilt die Bundesregierung die ln der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 16. Ja- 
nuar 1974 unter der Überschrift „Methanol — 
der Kraftstoff der Zukunft“ gegebenen Anre- 
gungen, welche Forschungsaktivitäten werden 
von ihr bereits unterstützt, und welche Initia- 
tiven gedenkt sie (gegebenenfalls zusätzlich zu 
ergreifen? 


Welche Vorkehrungen hat die Deutsche Bun- 
despost getroffen, damit bei der Benutzung 
öffentlicher Fernsprecher die Gefahr der Über- 
tragung von Krankheiten und Krankheitser- 
regern möglichst gering bleibt, und welche 
zusätzlichen Vorkehrungen werden von der 
Deutschen Bundespost in Aussicht genommen 
bzw. welche Überlegungen werden dazu ange- 
stellt? 


101. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung in den ÖTV-Nachrichten 
vom 23. Januar 1974 zu, „Das Bundespost- 
ministerium erteilte am 18. Januar 1974 den 
Oberpostdirektionen eine Anweisung, wonach 
sämtliche Postbedienstete schriftlich anerken- 
nen müssen, daß Unmutsbezeugungen und De- 
monstrationen gegen Regierungsabsichten ver- 
boten sind", und wie beurteilt die Bundes- 
regierung diese Anweisung? 
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102. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die vom Bundes- 

Erhard postmiinii'ster wiederholt bestätigte Ansdcht, 

(Bad Schwalbadi) daß die Aufgaben des gehobenen tedini sehen 
(CDU/CSU) und des gehobenen nichttechni sehen Dienstes 

bei der Deutschen Bundespost einander gleich- 
wertig seien, iund weshalb hat öie nicht dafür 
gesorgt, daß der gehobene nichttedmiische 
Postdienst etwa gleichzeitig an der Überlei- 
tung der Ausbildung auf Fachhochschulen und 
an den entsprechenden besoldungsrechtlichen 
Folgerungen teilnöhmen konnte? 

103. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Errichtung der 

Erhard ersten Fachhochschulen für den nichttechni- 

(Bad Sdiwalbach) sehen gehobenen Verwaltungsdienst in den 
(CDU/CSU) Ländern Baden-Württemberg und Berlin oder 

ihren eigenen Referentenentwurf für die ent- 
sprechende Änderung beamten rechtlicher Vor- 
schriften zum Anlaß genommen, um alle not- 
wendigen Vorbereitungen für eine schnelle 
Überführung der derzeitigen Ausbildung in 
Fachhochschulen zu treffen? 

104. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der 

Pfeffermann notwendigen engen Zusammenarbeit von Be- 

(CDU/CSU) amten des gehobenen technischen und nicht- 

technischen Dienstes der Deutschen Bundes- 
post die gegenseitige Information über Eigen- 
schaften, Kenntnisse, Fähigkeiten und Tätig- 
keiten des jeweils anderen dadurch zu fördern, 
daß sie die Fachhochschulen in Dieburg und 
Berlin jeweils um einen Fachbereich Wirt- 
schaft und Verwaltung erweitert? 

105. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Fachhochschuie der Deut- 

Pfeffermann sehen Bundespost in Berlin zur Zeit in ihrer 

(CDU/CSU) Studienplatzkapazität nicht voll ausgelastet is.t, 

und folgt die Bundesregierung dem im Rechen- 
schaftsbericht des Rektors ausgesprochenen 
Vorschlag, vorab wenigstens diese Fachhoch- 
schule um den Fachbereich Wirtschaft und 
Verwaltung zu erweitern? 

Geschäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

106. Abgeordneter In welcher Form kann durch Ausführungsbe- 

Dr. Schmitt- Stimmungen zum Bundesausbildungsförde- 

Vockenhausen rungsgesetz oder gegebenenfalls durch Geset- 

(SPD) zesanderungen sichergestellt werden, daß die 

Geförderten mit den staatlichen Förderungs- 
mitteln die Gebühren für die von ihnen be- 
suchten Lehrins.titute zahlen? 

107. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 

Pfeifer niedersachsischen Kultusministers von Oert- 

(CDU/CSU) zen, im Hochschulrechtsrahmengesetz des Bun- 

des müsse ein Ordnungsrecht mit einem abge- 
stuften Katalog von Maßnahmen verankert 
werden? 
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108. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, den für 

Dr. Göltet die Beratungen des Hochschulrechtsrahmen- 

(CDU/CSU) .gesetzes zuständigen Bundestagsausschüssen 

einen Formulierungsvorschlag für ein Ord- 
nungsrecht mit einem abgestuften Katalog von 
Maßnahmen unverzüglich zu unterbreiten? 

Beabsichtigt die Bundesregierung eine Anhe- 
bung des Grundstipendiums und eine Erhö- 
hung der Familienzuschläge sowie des Ehe- 
gattenfreibetrags nach dem Graduiertenförde- 
rungsgesetz? 

110. Abgeordneter Bis wann ist mit der Vorlage einer Novelle 

Dr. Göltet zum Graduiertenförderungsgesetz zu rechnen? 

(CDU/CSU) 

111. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die bisher 

Dr. Schweitzer im Rahmen der deutsch-polnischen Schulbuch- 

(SPD) konferenzen erzielten Ergebnisse, und hegen 

ihr Informatioinen über die Verwertung der- 
selben sowohl in der Bundesrepublik Deutsch- 
land als auch in der Volksrepublik Polen vor? 

Wird die Bundesregierung auch künftig die 
Arbeit des Internationalen Schulbuch! ns ti tu ts 
in Braunschweig unterstützen und sich insbe- 
sondere dafür einsetzen, daß die durch den 
Tod des in der gesamten nationalen und inter- 
nationalen Fachwelt anerkannten Professor 
Eckert vakante Stelle eines Leiters dieses In- 
stituts so bald wie möglich neu besetzt wird? 

113. Abgeordneter Erhält der ehemalige Staatssekretär im Bun- 

Dr. Probst desministerium für Bildung und Wissenschaft, 

(CDU/CSU) Frau Dr. Hildegard Hamm-Brücher, aus diesem 

Amt Versorgungsbezüge, wenn ja, ist die Bun- 
desregierung der Auffassung, daß dies mit 
dem geltenden Recht vereinbar ist, obwohl 
Frau Dr. Hamm-Brücher aus diesem Amt frei- 
willig ausgeschieden ist? 

114. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, wonach Frau Dr. 

Dr. Probst Hamm-Brücher mit dem Ausscheiden Bezüge 

(CDU/CSU) für eine Beratungstätigkeit für dieses Ressort 

• erhalten hat, und wenn ja, wie lange und in 

welcher Höhe? 

Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 

115. Abgeordneter Welche außerwirtschaftlichen Zuständigkeiten 

Dr. Narjes sind federführend oder mitberatend dem Bun- 

(CDU/CSU) desminister für besondere Aufgaben, Herrn 

Bahr, übertragen worden? 

116. Abgeordneter Hält es der Bundeskanzler in der gegenwärti- 

Gerlach gen Finanz- und Wirtschaftslage für ange- 

(Obernau) bracht, daß 290 000 DM zur besseren Aus- 

(CDU/CSU) stattung der Kanzlerwohnung auf dem Venus- 

berg und des Kanzler-Bungalows irn Park des 
Palais Schaumburg investiert werden? 
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117. Abgeordneter 

Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


118. Abgeordneter 

Engeisberger 

(CDU/CSU) 


119. Abgeordneter 

Lagershausen 

(CDU/CSU) 


120. Abgeordneter 
Dr. Zimmermann 


(CDU/CSU) 


Was hat den Bundeskanzler als einzigen Re- 
gierungschef im Westen veranlaßt, den sowje- 
tischen Machthabern zu erklären, daß Alexan- 
der Solschenizyn in der Bundesrepublik 
Deutschland leben und schreiben könne, ob- 
wohl der Bundeskanzler wissen mußte, daß 
der Dichter seine Heimat nicht freiwillig ver- 
lassen wollte? 

Treffen Meldungen zu, daß der stellvertreten- 
de DDR- Außenminister Nier erklärt habe, die 
DDR sehe sich möglicherweise gezwungen, die 
Bediensteten des Bundesamtes für Umwelt- 
schutz von der Benutzung der Transitwege 
nach West-Berlin auszuschließen, der Berliner 
Senat von Staatssekretär Gaus über diesen 
Tatbestand jedoch nicht umgehend unterrichtet 
worden sei, und muß die Aussage des Staats- 
sekretärs in dem „heute"-Interview vom 
9. Februar 1974, „ich glaube, daß wir derzeit 
eine hochinteressante Kampagne in diesem 
Lande hier bei uns orleben, die vornehmlich 
auf Gerüchten basiert und die in der Tat die 
zwischenstaatlichen Beziehungen erschweren 
kann", angesichts der tatsächlichen Kontrollen 
auf den Zufahrtswegen nach Berlin nicht als 
Schwächung der eigenen Position angesehen 
werden? 

Wie ist innerhalb des Bundeskanzleramtes die 
sachliche Zuständigkeit von Sonderminister 
Bahr und Staatssekretär Gaus geregelt und be- 
steht insbesondere eine Weisungsbefugnis von 
Sonderminister Bahr gegenüber Staatssekretär 
Gaus, bejahendenfalls auf welcher Rechts- 
grundlage? 

Treffen Meldungen zu, wonach das Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung ein 
Witzreferat eingerichtet hat, um Witze über 
den Bundeskanzler auf ihren Witz untersuchen 
zu lassen, und hält es die Bundesregierung für 
witzig, diese Humoristik auf andere Witz- 
bolde, wie den „Minister des Äußersten" 
(Lance Pope) und „König Drosselfahrt" auszu- 
dehnen, um erstmals an dieser Weiberfast- 
nacht bei der sonstigen traurigen Lage witzig 
zu erscheinen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


121. Abgeordneter 

Dr. Jahn 

(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Ministerrat 
der Europäischen Gemeinschaft mit Nachdruck 
dafür einzutreten, daß der auf Ende März 1974 
festgelegte Termin der Beschlußfassung über 
die Stärkung der Haushaltsbefugnisse des Eu- 
ropäischen Parlaments eingehalten wird? 
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122. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe waren für die Bundesregie- 
rung maßgebend, zu den Äußerungen des SED- 
Chefs Honecker über das Vier-Mächte-Abkom- 
men eine andere Auffassung zu vertreten als 
der Senat von Berlin, der Honeckers Äußerun- 
gen entschieden zurückwies, während der 
Sprecher der Bundesregierung in ihnen keinen 
Anlaß für eine Polemik sah, und teilt die Bun- 
desregierung die Auffassung, daß unterschied- 
liche Reaktionen seitens der Bundesregierung 
und des Senats von Berlin wie jedes Anzeichen 
von Schwäche die Gegenseite in ihren Auf- 
lassungen bestärken und sie veranlassen kön- 
nen, ihre Forderungen heraufzuschrauben? 


123. Abgeordneter 

Dr. Becher 

(Pullach) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Fest- 
stellung des stellvertretenden Außenministers 
der CSSR, Jiri Götz, in der Oktaberfoige 1973 
der Monatsschrift der KPTsch „Nova mysl" 
zu dem am 11. Dezember 1973 in Prag Unter- 
zeichneten Vertrag, „Die im Vertrag veran- 
kerte Hauptproblematik stellt die Anerken- 
nung der Nullität des Münchner Abkommens 
dar . . . Nach allgemein anerkannten Regeln 
des Völkerrechtes hat ein Nullitätsvertrag 
keinerlei rechtliche Wirksamkeit und wird als 
niemals existierend erachtet. An dieser Tat- 
sache kann auch die einseitige Interpretation 
von Staatssekretär Frank im Schreiben vom 
28. August 1973 nichts ändern, das er den 
Funktionären der Sudetendeutschen Lands- 
mannschaft übersandte und wonach das Mün- 
chner Abkommen" vom 29. September 1938 
zu seiner Zeit rechtmäßig realisiert wurde und 
zur Übergabe der territorialen Befugnisse des 
Sudetengebietes an das Deutsche Reich führ- 
te." ? 


124. Abgeordneter 

Dr. Becher 


(Pulladi) 

(CDU/CSU) 


Soll das vorgesehene oder gegebenenfalls be- 
reits erteilte Agreement für Herrn diri Götz 
als ersten Botschafter der CSSR in der Bundes- 
republik Deutschland bedeuten, daß sich die 
Bundesregierung mit der geschilderten Ver- 
tragsauslagung des stellvertretenden Außen- 
ministers und langjährigen Verhandlungsfüh- 
rers der CSSR einverstanden erklärt? 


125. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


(CDU/CSU) 


Wann haben erstmals Vertreter sowjetischer 
Behörden an Bundesbehörden oder Regie- 
rungsvertreter eine Mitteilung über die beab- 
sichtigte Deportation Solschenizyns in die Bun- 
desrepublik Deutschland gerichtet? 


126. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß isowjetische 
Engelsberger Regierungsvertreter durch „Vorbehalte" den 

(CDU/CSU) in Berlin vorgesehenen Bundesparteitag der 

FDP verhindert hätten, und wie sind bejahen- 
denfalls solche Einwendungen müt dem Berlin- 
Abkommen zu vereinbaren? 
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127. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, sowjetische Di- 
plomaten hätten Einwände gegen die Abhal- 
tung des Bundesparteitags der FDP in Berlin 
erhoben, und was hat — bejahendenfalls. — 
die Bundesregierung gegen diese Verletzung 
des Vier-Mächte-Abkommens unternommen, 
bzw. was gedenkt sie zu unternehmen? 


128. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


Welche Vorbereitungen gedenkt die Bundes- 
regierung — im Hinblick auf die Einladung 
der Regierung der USA an die Bundesregie- 
rung, an den Feiern zum 200. Jahrestag der 
amerikanischen Unabhängigkeitserklärung 
teilzunehmen — über die Berufung eines 
Komitees und der Beauftragung eines Beamten 
des Auswärtigen Amts mit der Bearbeitung 
dieses Fragenkomplexes hinaus zu ergreifen? 


129. Abgeordneter Ist eine bundesdeutsche Beteiligung an der 
Dr. Holtz Gedächtnisausstellung zur 200-Jahr-Feier der 

(SPD) amerikanischen Revolution in Europa vorge- 

sehen, und wenn ja, hat die Bundesregierung 
sichergestellt, daß für die Vorbereitungen auch 
der fachmännische Rat deutscher Historiker, 
die sich speziell mit der amerikanischen Ge- 
schichte beschäftigen, eingeholt wird? 


130. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie verhält sich nach Auffassung der Bundes- 
regierung ihre Vereinbarung m'it der CSSR 
über die Aufnahme diplomatischer Beziehun- 
gen zwischen beiden Staaten vom 11. Dezem- 
ber 1973, bei der die konsularische Vertretung 
des Landes Berlin — einschließlich des Rechts- 
hilfeverkehrs für Berliner Gerichte, Behörden 
und üiffentlichrechtliche Institutionen — durch 
die Botschaft der Bundesrepublik Deutschland 
in Prag nicht sichergestellt worden ist zu dem 
Gebot des Urteils des Bundesverfassungsge- 
richts vom 31. Juli 1973, demzufolge „bei je- 
dem Abkommen und bei jeder Vereinbarung, 
die ihrem Inhalt nach auf das Land Berlin und 
ihre Bürger ausgedehnt werden können, auf 
der Ausdehnung auf Berlin zu bestehen ist und 
nur abzuschließen ist, wenn der Rechtsstand 
Berlins und seiner Bürger gegenüber dem für 
den Geltungsbereich des Grundgesetzes gel- 
tenden Rechtsstand nicht verkürzt wird."? 


131. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Wie rechtfertigt die Bundesregierung diese 
Vereinbarung mit Prag angesichts der Tat- 
sache, daß die Behörden der CSSR sich seit 
dem August 1973 weigern, Rechtshilfeersuchen 
von Berliner Gerichten, Behörden und öffent- 
lichrechtlichen Institutionen entgegenzuneh- 
men? 
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132. Abgeordneter 
Berger 
(CDU/CSU) 


133. Abgeordneter 

Berger 

(CDU/CSU) 


134. Abgeordneter 
Wawntik 
(CDU/CSU) 


135. Abgeordneter 

Wawrzik 

(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, daß entgegen der ur- 
sprünglich angekündiigten Absicht der Bundes- 
regierung Personen aus Chile in der Bundes- 
republik Deutschland Asyil gewährt worden ist, 
ohne daß eine Sicherheitsüberprüfung durch 
die dafür zuständigen deutschen Behöiiden er- 
folgt ist? 


Ist die Bundesregierung im Besitz von Infor- 
mationen, wonach eine größere Anzahl der 
Personen aus Chile, denen in der Bundesrepu- 
blik Deutschland Asyl gewährt worden ist, 
garkeine Chilenen, sondern Staatsaingehörige 
anderer südamerikanischer Staaten sind, u. a. 
Brasilien, Uruguay, Bolivien und sogar aus 
Cuba? 


Kann die Bundesregierung bestätigen oder 
dementieren, daß eine beachtliche Zahl der 
zum Zwecke der Asylgewährung in die Bun- 
desrepublik Deutschland auf ge nommenen Per- 
sonen nur zu dem Zweck, nach Chile eingereist 
war, sich dort an revolutionären Um-trieben zu 
beteiligen? 

Hat die Bundesregierung Informationen, wo- 
nach sich unter den aus Chile in die Bundes- 
republik Deutschland zur Asylgewährung auf- 
genommenen Personen Berufsrevolutionäre 
sowie Sabotage- und Sprengstoffszepialisten 
befin^den, die seit Jahren einer geregelten 
Beschäftigung nicht nachgegangen sind? 
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B. Sdiriftlidie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 
SdirÖder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 
SdirÖder 
(Lüneburg) 

(CDU/'CSU) 

3. Abgeordneter 

Dr. Gölter 
(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 
Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Auszahlunig finanzieller 
Entgelte für geleistete Überstunden von Bun- 
desgrenzschutzangehörigen, insbesondere in- 
folge lihres Einsatzes auf den Flughafen, länger 
alls 3 bis 4 Monate auf sich warten läßt, und 
wenn ja, aus welchen Gründen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Auszahlung der Überstundengelder für 
Bundesgrenz'schutzangehörige zu beschleuni- 
gen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, nach der 
Verabschiedung des Zweiten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besol- 
dungsrechts in Bund und Ländern in der ent- 
sprechenden Verordnung den Stellenkegel der 
Gewerbeaufsichtsverwaltung dem der Auf- 
sichtsbehörden mit Aufgaben des Umwelt- 
schutzes anzugleichen? 

Wie beurteilt diie Bundesregierung das Ver- 
halten von streikenden Beschäftigten des öf- 
fentlichen Dienstes, die ihre arbeitswilligen 
Kollegen gewaltsam an der Arbeitsaufnahme 
gehindert haben, und wird die Bundesregie- 
rung gegebenenfalls die derzeitigen gesetz- 
lichen Bestimmungen durch eine Gesetzesini- 
tiative so ergänzen, daß sre gegen ein solches 
Vorgehen ausreichen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Exi- 
stenz des Bundes der Polen in Deutschland, 
der in der Bundesrepublik Deutschland pol- 
nische Belange vertritt, und die Einrichtung 
eines „Polnischen Museums" in Bochum? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


6. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Mittel aus dem 
bei der Bundesbank ruhenden Restbetrag des 
Konjunkturzuschlags bereitzustellen, um die 
Stiftung für die Alterssicherung älterer Selb- 
ständiger mit einem Grundstock finanziell aus- 
zustatten, bevor vom Stiftungs Vorstand Ver- 
handlungen mit den Wirtschafts verbänden 
über freiwillige Zuwendungen aufgenommen 
werden? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers für Wirtschaft 

7. Abgeordneter Was wird die Bundesregierung tun bzw. ver- 
Kater anlas, sen, um den möglichen Verschlechterun- 

(SPD) gen der „terms of trade" durch die außerge- 

wöhnliche Verteuerung der Rohstoffimport- 
preise entgegenzuwirken? 
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8. Abgeordneter 
Kater 


(SPD) 


9. Abgeordneter 
Walther 
(SPD) 


10. Abgeordneter 
Möhring 
(SPD) 


11. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 

12. Abgeordneter 

Dr. Eyrich 
(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 
Dr. Eyrich 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Dr. Vohrer 


(FDP) 


Welche Initiativen beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, im Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaften zu ergreifen bzw. zu unterstützen, 
um den besonders durch die gestiegenen Öl- 
preise zu erwartenden Auswirkungen auf die 
Zahlungsbilanzen der davon betroffenen Län- 
der zu begegnen? 

Wie viele nicht aus dem EG-Raum stammende 
ausländische Bauunternehmungen miit wie vie- 
len Arbeitskräften und welchen Auftragsvolu- 
men sind z. Z. in der Bundesrepublik Deutsch- 
land tätig, und welche Möglichke/iten halt die 
Bundesregierung für angebracht, angesichts 
der Situation auf dem Baumarkt die Beschäfti- 
gung solcher ausländischer Bauunternehmun- 
gen in der Bundesrepublik Deutschland zu 
verhindern? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in 
einem mit Mitteln des Bundes geförderten De- 
monstrativvorhaben von ca. 2000 Wohnein- 
heiten in der Stadt Lüneburg (Kaltenmoor) die 
zur Lieferung von Fernwärme unter Vertrag 
genommene Firma „Deutsche FINA Gesell- 
schaft mbH, Frankfurt/M. " die Wärmepreise 
für das Jahr 1974 um miindestens 57^Vo gestei- 
gert und Nachforderungen aus 1973 in Höhe 
bis zu SOO^’/o an die Wärmeabnehmer geistellt 
hat, und, wenn ja, sieht die Bundesregierung 
einen Anlaß, auch deutsche Firmenteile der 
FINA-Gruppe, die den Ölimport besorgt, in 
ihre kartell rechtlichen Überprüfungen einzu- 
beziehen um festzustellen, ob eventuelle Bil- 
ligpreiise nicht an den Endverbraucher wetiter- 
gegeben, sondern als Zwischengewinn dem 
Konzern zugeflossen isind? 

Wie hat sich der Benzinverbrauch seit Ein- 
führung der Geschwindigkeitsbegrenzung im 
Vergleich zu den Vormonaten entwickelt? 

Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, 
in Abänderung ihrer ursprünglichen Absichten 
unter Berücksichtigung der Beschlüsse des Pla- 
nungsausschusses bisher nicht vorgesehene 
Gebiete in das Förderprogramm des Bundes 
aufzunehmen? 

Ist die Bundesregierung bereit, den strukturell 
äußerst unterschiedlichen Landkreis Lörrach in 
Anbetracht der unbestritten förderungswürdii- 
gen Höhenlandschaftsgebiete baldmöglichst in 
das Förderprogramm einzubeziehen und da- 
durch die Maßnahmen des Landes Baden- Würt- 
temberg auf idem Gebiet der Infrastruktur und 
des Framdenverkehrs zu unterstützen? 

Wird sich die Bundesregierung entsprechend 
der Entschließung 548 (1973) der Beratenden 
Versammlung des Europarates dafür einsetzen, 
daß der von den Europäischen Gemeinschiaften 
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23 U 'errichtende Garantiefonds für private In- 
vestitionen in Entwiickil'ungsl ändern auch euro- 
päischen Nichtmitgliedstaaten der Gemein- 
schaften zum Beitritt offenstehen wird? 


15. Abgeordneter 
Dr. Holtz 


(SPD) 


16. Abgeordneter 

Dr. Holtz 


(SPD) 


Ist ider Bundes regierunig bekannt, daß die 
Firma Josef Meissner, Köln, Bayenthaligürtel 
16, ExplosivstoffülUanlagen für die Firma Ex- 
plosives da Trafaria, Rua Dom Joao V, 23, 
Lissabon, liefert zur Herstellung von 105 mm- 
Geschossen, 81 mm-Mörsergranaten und 500 kg 
TNT-Bomben und diaß der Endausbau dieser 
Anlage im März 1974 beginnt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die bundes- 
deutsche Beteiligung an der Fertigstellung der 
Munitionsfabrik Trafaria zurückzuziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordneter 
Braun 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
„Vereins gegen tierquälerische Massentierhal- 
tung e. V.'', daß „seit dem 1. Oktober 1972 ein 
Tierschutzgesetz besteht, welches ein Tier- 
elend duldet, wie es die Geschichte bdsher 
nicht kennt", und beabsichtigt *die Bundesre- 
gierung eine Novellierung des Tierschutzge- 
setzes? 


18. Abgeordneter Aus welchem Grunde führen Preisdifferenzen 
Eigen bei Weizen zwischen Frankreich und Deutsch- 

(CDU/CSU) land von über 100 DM/Tonne nicht zum Export 

deutschen Weizens nach Frankreich? 


19. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist 'die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die von der EG^Kommission auf der Grundlage 
der vom EG-Ministerrat am 19./20. Juni 1973 
beschlossenen Grundsätze jetzt vorgeschla- 
gene Regelung des Handels mit Verarbeitungs- 
erzeugnissen aus Obst und Gemüse sowohl 
hinsichtlich 'des vorgesehenen Niedrig- bzw. 
Mindestpreissystems als auch hinsichtlich der 
in dieses besondere Einfuhrsystem vorgeschla- 
genen Einbeziehung bestimmter Verarbei- 
tungserzeugnisse ausreichen wird, um den 
Wettbewerb der Gemeinschaft mit Drittlän- 
dern so zu regeln, daß die einheimische und 
vom Angebots- und Preisdruck der Drittländer 
besonders betroffenen Konservenindustrie mit 
Anwendung dieser gemeinsamen Handelsrege- 
lung angemessen geschützt wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


20. Abgeordneter 
Dr. Häfele 


(CDU/CSU) 


Bedarf der Zustimmung des Bundesrats das 
Gesetz, dessen Entwurf die Bundesregierung 
demnächst über Fragen der Unternehmens- 
mitbestimmung einbringen will? 
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21. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 
(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 
Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 
Dr. Franz 
(CDU/CSU) 


24 Abgeordneter 
Immer 


(SPD) 


25. Abgeordneter 

Immer 


(SPD) 


26. Abgeordneter 
Dr. Beermann 


(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei der 
Berechnung des Mutterschiaftsgelds durch die 
Begrenzung des durchschnitt Lichen kalender- 
täglichen Arbeitsentgelts auf 25 DM für den 
Kalendertag für die Unternehmen in zuneh- 
mendem Maß Belastungen entstehen, die an 
sich von der Allgemeinheit zu tragen wären 
und durch eine Aktualisierung und eventuelle 
Dynamisierung des Betrags lauf das ursprüng- 
lich vom Gesetzgeber beabsichtigte Maß redu- 
ziert werden könnte, und was gedenkt die 
Bundesregierung in dieser Angelegenheit zu 
tun? 

Ist es zutreffend, daß trotz des starken Perso- 
nalbedarfs in Katastrophenschutzeinrichtungen 
auf Grund der Neufassung des § 14 des Zivil- 
dienstgesetzes Verpflichtungen von anerkann- 
ten Kriegsdienstverweigerern im Zivilschutz 
oder Katastrophenschutz nich't möglich sind mit 
Rücksicht darauf, daß entsprechende Durch- 
führungsverordnungen des Bundesamts für den 
Zivildienst noch nicht erlassen worden sind? 

Welche Regelungen sehen die geplanten oder 
bereits vorhandenen Durchführungsverordnun- 
gen hinsichtlich einer zahlenmäßigen Beschrän- 
kung und hinsichtlich einer zeitmäßigen Be- 
schränkung von Verpflichtungen von Zivil- 
dienstpflichtigen im Katastrophenschutz vor? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den dringend notwendigen Neubau des 
Arbeitsamts Neuwied zu beschleunigen, damit 
die unzumutbare Untei^bringung in fünf ver- 
schiedenen, z. T. angemieteten, Häusern be- 
seitigt wird? 

Inwieweit wiird die Bundesregierung darauf 
hinwirken, daß die Zahl der gualifizierten Mit- 
arbeiter in den Arbeitsämtern, insbesondere 
in den Sektoren Berufsberatung und Förde- 
rungsberatung, derart verstärkt wird, diaß eäne 
sach- aber vor allem personengerechte Betreu- 
ungsarbeit möglich wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß lim Gafst- 
stätt enge werbe Befürchtungen bestehen, daß 
durch die Einschränkung der Anwerbung von 
Gastarbeitern der Bedarf an Personal nicht 
gedeckt werden könnte, und in welcher Weise 
gedenkt sie, diesen Bedenken Rechnung zu 
tragen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


27. Abgeordneter 
Köster 
(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Aufrecht erb al- 
tung der Operationsfähigkeit der Streitkräfte 
im Spannungs- und auch (im Verteidigungsfall 
für gewährleistet, wenn zivile Bundesbedien- 
-stete in Bundeswehreinrichtungen, insbeson- 
dere in Bundeswehrdepots, von ihrem Streik- 
recht Gebrauch machen? 
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28. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bunidesregierung bereit, für diejenigen 
Soldaten (Wehrpflichtige), deren Standort so- 
weit von ihrem Wohnort entfernt ist, daß sie 
einen Tag für An- und Abreise benötigen 
(Beispiel: Braunschweig — Freiburg u. a.), pro 
Monat einen um einen Tag verlängerten 
Wochenendurliaub zu gewähren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


29. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Röhner 


(CDU/CSU) 


31. Abgeordneter 

Sauter 


(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Jugendplanmittel iaus dem 
Bundesjugendplan durch bilaterale Maßnah- 
men auf Kosten der globalen Länderquote 
gefördert werden und daß das Bundesmini- 
sterium für Jugend, Famiilie und Gesundheit 
bei bilateralen Maßnahmen über Teile der 
zugewiesenen globalen Ländermittel verfügt? 

Trifft es zu, daß die zuständigen Län/dermini- 
sterien nur unzureichend über die Entscheidun- 
gen der bilateralen Fachkommissionen oder 
überhaupt nicht über die bilateralen Bespre- 
chungen unterrichtet werden? 

Besteht die Möglichkeit, den Kreis der Berech- 
tigten für Zuschüsse zu den Heizölkosten aus- 
zudehnen auf Wohnungsinhaber, die ihre Hei- 
zung mit Propan — Butan — Gas betreiben, 
das ebenso wie die anderen Brennstoffe Im 
Preis erheblich gestiegen ist? 

Warum hat die Bundesregierung darauf ver- 
zichtet, in der Broschüre des Bundesmiiniste- 
riums für Jugend, Familie und Gesundheit 
„Der Rote Faden" (neue Tips für ältere Mit- 
bürger) einen Hinweis über die Stiftung zur 
Alterssicherung älterer Selbständiger aufzu- 
nehmen, und ist die Bundesregierung bereit, 
künftig in ihren Veröffentlichungen auf die 
Stiftung zur Alterssicherung älterer Selbstän- 
diger verstärkt hinzuweisen? , 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

33. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Dr. Slotta die Bedenken gegen die Einführung einer 

(SPD) Nachtflugbeschränkung sprechen, für den 

Flughafen Saarbrücken-Ensheiim nicht relevant 
sind, weil er weder internationale Luftverbin- 
dungen hat noch an das Nachtluftpostnetz an- 
geschlossen ist und außerdem bei der Planung 
1966 der Flughafengesellschaft zur Auflage 
gemacht wurde, beim Betrieb das Göttinger 
Fluglärmgutachten zu berücksiichtigen, in dem 
diie Notwendigkeit von Nachtflugverboten 
hervorgehoben wird, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, die von der saarländischen Schutz- 
gemeinschaft gegen Fluglärm geforderte 
Nachtflugbeschränkung für den Flughafen 
Saarbrücken-Ensheim als Ausnahmeregelung 
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34. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


35. Abgeordneter 
Franke 
(Osnabrück) 
(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 
Biechele 

(CDU/CSU) 


37. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


39. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 

(FDP) 


40. Abgeordneter 

Bremer 


(CDU/CSU) 


zuzulassen und der saarländischen Landesre- 
gierung nahezulegen, eine Nachtflugbeschrän- 
kung anzuordnen, wie sie auch von der hiesi- 
gen Fluglärmkommission gefordert worden ist? 

Welche Mögldchkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den LKW- Verkehr auf der Westen d- 
straße — B 486 — in der Ortsdurchfahrt Mör- 
felden umziul eiten, und wann ist mit idem Bau 
der geplanten Südumgehung von Mörfelden zu 
rechnen? 

Wann plant die Bundesregierung den Ausbau 
der Bundesstraße 51 auf der Strecke von Osna- 
brück bis Bad Iburg, und wann wird die Um- 
gehungsstraße Bad Iburg in der neuen Trassen- 
führung fertiggestellt? 

Wie beurteilt die Bundes regierung den Stand 
und die weitere Entwicklung des grenzüber- 
schreitenden Fernstraßenbaus im Bereich des 
Landkreises Konstanz, nachdem der Regie- 
rungsrat des Kantons Thurgau bei seinem 
Besuch der Stadt Konstanz am 1. Februar 1974 
nachdrücklich erklärt hat, daß eine Abnahme 
der Autobahn Stuttgart — Singen nach Zürich 
durch das sogenannte „Weinland" nicht in- 
frage komme und auch eine Linienführung 
über Hemishofen ab gelehnt werde? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung unter Würdigung der o. a. Stellungnahme 
des Regierungs rat es des Kantons Thurgau, die 
nach Fertigstellung der Autobahn Stuttgart — 
Singen im Grenzraum des Landkreises Kon- 
stanz ankommenden Verkehrsströme ver- 
kehrsgerecht so weiterzuleiten, daß Städte wie 
Singen, Radolfzell und Konstanz in diesen 
Verkehrsströmen niicht ersticken? 

Welche Maßnahmen sind in Erfüllung der ge- 
gebenen Zusage, nach Klärung des Grenzüber- 
gangs von der Bundesautobahn 22 nach Öster- 
reich bei Oberhochsteg, miit der Bundesrepu- 
blik Österreich, sofort mit dem Ausbau zu be- 
ginnen, eingeleitet worden, bzw. in Vorberei- 
tung, und welche Mittel stehen hierfür 1974 
zur Verfügung um sicherzustellen, daß um- 
gehend entsprechend in den einzelnen Bauab- 
schnitten begonnen werden kann? 

Wieweit können die Bauarbeiten in den ein- 
zelnen Abschnitten Brückenbauwerk Wal- 
tenhofen, Waltenhofen — Weitnau, Durchstich 
Kugel, Mayrhöfen — Esseratsweiler-Kreuz, Es- 
seratsweiler-Kreuz — Oberhochsteg und An- 
schlüsse in Richtung Lindau nunmehr gleich- 
zeitig begonnen bzw. fortgesetzt werden? 

Entspricht es den Tatsachen, daß Bund und 
Bundesbahn bereit sind, im Jahr 1974 117 Mil- 
lionen DM für den Weiterbau der S-Bahn von 
Pinneberg nach Elmshorn zur Verfügung zu 
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41. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


43. Abgeordneter 
Engelsberger 
(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 

Dr. Zeitei 
(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Dr. Jahn 
(Braunschweig) 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


47. Abgeordneter 
Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


stellen, und wenn ja, aus welchem Hausbalts- 
titel wird der auf den Bund entfallende Anteil 
bereitgestellt? 

Wie viele Unfallopfer (Unfalltote und Unfall- 
verletzte) sind monatlidi seit Einführung der 
Geschwindigkeitsbegrenzung auf Bundesauto- 
bahnen und »sonstigen Straßen zu beklagen, 
und wie stellen sich dazu die Vergleichszahlen 
der letzten Monate ohne Geschwindigkeitsbe- 
grenzung? 

Wieviel Kosten hat der Druck des Verkehrs.- 
sicherheitsprograinms der Bundesregierung im 
Verlag „ Vor wärts-D ruck", Bad-Godesberg, so- 
wie die dieses Programm ebenfalls darstel- 
lende und dm Verlag „Weber und Weide- 
meyer", Kassel, gedruckte Schrift verursacht, 
und warum konnte nicht ein weniger iauf wen- 
diges Verfahren gewählt werden? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
dahin gehend tätig zu werden, »daß Rentner, 
die das 65. (bei Männern) bzw. das 60. Lebens- 
jahr (bei Frauen) noch nicht vollendet haben, 
ebenfalls die Fahrpreisermäßigung für alte 
Leute eingeräumt wird, und welche Kriterien 
sollten nach Meinung der Bundesre/gierung 
hierbei ausschlaggebend sein? 

Inwiieweit hat die Bundesregierung dm Ralimen 
des 2. Fünfjahresplans Mittel für die Erweite- 
rung der Dundesstraße 38, deren zweibahnigen 
Ausbau im neuen Ausbauplan für die Bundes - 
fernstraßen in 1. Dringlichkeit ausgewiesen ist, 
bereitgestellt? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die 
Finanzierung der Elektrifizierung der Bundes- 
bahnstrecke Lehrte, Peine, Braunschweig ge- 
sichert ist, und wenn ja, wann ist mit dem Be- 
ginn der Arbeiten und wann mit der Inbetrieb- 
nahme der elektrifizierten Strecke zu rechnen? 

Womit ist es nach Auffassung der Bundesre- 
gierung zu erklären, daß bei der Zuteilung von 
Bisenbahnwaggons zum Zweck des Holz- 
transports über den Brenner nach Italien seit 
etwa einem halben Jahr immer größere 
Schwierigkeiten auf treten, die dazu geführt 
haben, daß vor allem im süddeutschen Raum 
Holzexporteure beim Verladen so sehr in Ver- 
zug geraten, daß sie zur Erfüllung ihrer Liefer- 
verpflichtungen kaum noch imstande sind, und 
welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um den Holzexporteuren nach Ita- 
lien eine ausreichende Verladekapazität an 
Waggons über den Brenner durch die Deut- 
sche Bundesbahn zur Verfügung zu stellen? 

Wieviel der neuen Ortsausgangsschilder auf 
Bundesstraßen sind bisher in der Bundesrepu- 
blik Deutschland angebracht worden, und wel- 
che Kosten sind dafür entstanden? 
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48. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Wann ist fdie Umstellung auf die nieoen Orts- 
ausgangsschilder auf Bundosstraßen voraus- 
siditlidi beendet, und w^eldre Kosten werden 
dafür insgesamt entstehen? 


49. Abgeordneter Wann ist mit dem Ausbau der B 16 im Orts- 
Dr. Wernitz bereich Tapfheim nunmehr zu rechnen? 

(SPD) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


50. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vereinbar mit 
Dr. Schmude dem Gleidiheitsgrundsatz, daß erhöhte Wohn- 
(SPD) geldzahlungen nach dem Dritten Gesetz zur 

Änderung des Zweiten Wohngeldgesetzes in 
denjenigen Fällen, in denen bereits edn Bewil- 
ligungszeitraum läuft, nicht ab 1. Januar 1974, 
sondern erst nach Ablauf des Bewilligungs- 
zeitraums gewährt werden, so daß in völlig 
gleichgelagerten Fällen zum Teil viele Monate 
lang wegen verschiedener Zeitpunkte der ur- 
sprünglichen Bewilligung unterschiedliche Lei- 
stungen gewährt werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


51. Abgeordneter Welche Folgerungen hat die Bundesreglenmg 
Dr. Stavenhagen für die Forschungsfinanzierung aus den Erfah- 
(CDU/CSU) rungen der Heidelberger Vorkommnisse im 

Fall „Filthuth" gezogen? 


52. Abgeordneter Welche Berater i/n den Beratergremien des 
Dr. Stavenhagen Bundesforschungsministeriums arbeiten an ei- 
(CDU/CSU) nem Projekt mit, das vom Dundesforschungs- 

ministerium finanziert wird? 


53. Ahgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach beson- 
ders lin Industrieländern mit einer Unterbilanz 
an Sauers toffproduktion zu rechnen ist, und 
welche Untersuchungen werden hierzu ange- 
stellt? 


54. Abgeordneter Sind die Mittel für den Neubau des Postamts 
Walther Korbach (Landkreis Waldeck-Frankenberg) im 

(SPD) Posthaushalt 1974 veranschlagt und wenn ja, 

in welcher Höbe? 


55. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Welche Kosten siind in den letzten 14 Tagen 
dadurch entstanden, daß vom Bundespostmini- 
sterium eine Reihe von Anzeigen in Zeitungen 
und Zeitschriften erschienen, mit denen das 
Bundespostministerium für das Verständnis 
der Bürger für Gebührenerhöhungen warb, und 
aus welchen Gründen wurden diese Gelder 
nicht für Rationalisierungsmaßnahmen ver- 
wendet? 
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56. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Ist der Bunde sregierung bekannt, daß tm Zuge 
der RationaMsierung der Postzustellung die 
Bewobner des Ortsteiles Melle-Bruchmühlen 
künftig nicht mehr von der im O rts teilsmitte 1- 
punkt, etwa 10 m entfernt auf nordrhein-west- 
fälischem Gebiet Id eg enden Poststelle bedient 
werden sollen, sondern von einer mehrere 
Kilometer entfernt liegenden Poists teile auf 
niedersächsischem Gebiet versorgt werden sol- 
len? 


57. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDU/CSU) 


Treffen die Beschwerden zu, daß als Ergebnis 
einer unterschiedlichen Planste llenentwiick- 
lung in den verschiedenen Verwaltungen des 
Bundes, der Länder und der Gemeinden heute 
der gehobene Betriebs- und Verwältungsdienst 
der Deutschen Bundespost den ungünstigsten 
Stellensdilüsisel hat, wodurch die Beförde- 
rungsverhältnisse gegenüber allen oder den 
meiisten lanideren Verwaltungen ungleich 
schlechter isind, und was gedenkt die Bundes- 
regierung zu unternehmen, um die Planst eil en- 
verhältnisise im gehobenen Betriebs- und Ver- 
waltungsdienst der Deutschen Bundespost der 
besseren Situation in der Mehrzahl der Ver- 
waltungen anzupassen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


58. Abgeordneter 

Zebisch 


(SPD) 


59. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


60. Abgeordneter 
Windelen 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Presseimeldungen 
(vgl. Süddeutsche Zeitung Nr, 28 vom 2./3. 
Februar 1973, S. 17) bestätigen, daß linfolge 
der Konjunkturentwicklung, aber auch linsbe- 
sondere infolge neuer Ausbildungsvorschriften 
zugunsten der Auszubildenden (z. B. Ausbil- 
de reign ungs Verordnung) das Angebiot an Aus- 
bildungsplätzen teils konjunkturell, teils 
künstlich durch die gewerbliche Wirtschaft 
verknappt wird, und was ward sie unterneh- 
men, um den Auszubildenden ihr Recht auf 
eine isachgemäße Ausbildung zu garantieren? 


Wird die Bundesregierung zusammen mit den 
kooperatioinswilliigen Ländern die überbetrieb- 
liche Ausbildung forcieren, falls die ausbilden- 
de Wirtschaft durch Einstellungsboykotte etc. 
versuchen sollte, neue Vorschriften zugunsten 
der Auszubildenden zu unterlaufen? 

Wie hoch sind die Aufwendungen für Eildung 
in Bund und Ländern dn den Jahren 1973 lind 
1974? 


Bonn, den 15. Februar 1974 
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